



Anforderungen an die Kooperation im Mehrebenensystem in Deutschland
Klimaneutralität wird im Zuge des Pariser Klimaabkommens zur politischen Zielgröße. Die Nationalstaaten, 
die das Abkommen unterzeichnet haben, müssen regeln, wie sie das Ziel erreichen möchten. Das deutsche Klimaschutzgesetz 
unterscheidet dabei zwischen „klimaneutral“ und „treibhausgasneutral“. Das kann zu Missverständnissen führen,
kann aber auch sinnvoll sein.
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Climate neutrality versus greenhouse gas neutrality.
Challenges to cooperation in multi-level governance 
in Germany
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Abstract
German and European policymakers are currently in the process of 
clarifying their long-term climate policy aim. While it has been 
decided at United Nations and European Union level to use the 
terms “greenhouse gas neutrality” and “climate neutrality” largely 
synonymously, in Germany these two terms have very different mean-
ings. In the German climate protection act (Bundes-Klimaschutzgesetz),
“greenhouse gas neutrality” is formulated as the political aim for 
Germany, while “climate neutrality” is formulated as an aim for the 
federal administration. The aim of this paper is to contribute towards 
a clarification of the terminology. To this end, the article first shows 
the decisions on terminology taken at United Nations and European
Union level. On the basis of this, the article discusses how the 
objective of enabling sub-national and non-state actors in Germany 
to positively contribute to the common aim “greenhouse gas 
neutrality” can be implemented. The voluntary efforts of these actors
should not merely substitute federal endeavors.
Keywords
climate neutral, climate policy, German climate law, 
greenhouse gas neutrality, Paris Agreement
Hinführung und Überblick
Mit dem Klimaabkommen von Paris haben die Vereinten Natio -
nen in Artikel 4.1 Treibhausgasneutralität zum Ziel aller globa-
len Klimapolitik gemacht (UNFCCC 2016). Die Besonderheit die-
ser Politik unter dem Dach der Vereinten Nationen ergibt sich
aus der Grundstruktur der Organisation: Addiert man die Treib-
hausgasemissionen (THG-Emissionen) aller Territorialstaaten,
ergeben sich die „globalen Emissionen“. Also kann, umgekehrt,
gefolgert werden: Das globale Ziel kann heruntergebrochen wer-
den auf die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, auf Sub-Ter-
ritorien – deren aufsummierte THG-Emissionen ergeben das
glo bale Ziel. Konsequenz daraus ist, dass in der so politisch ge -
fassten Klimapolitik die Verursachung von THG-Emissionen al-
lein auf der Seite der Produktion von Gütern, damit auf den Ter-
ritorialstaat der Herstellung, festgemacht wurde, nicht auf der
Seite der Nachfrage. Das unterscheidet den politischen Ansatz
(speziell den der Vereinten Nationen) von dem Ansatz von „kli -
maneutralen Organisationen“, von dem Huckestein (2020, in die-
sem Heft) berichtet und Müller (2020, in diesem Heft) ausgeht.n
Vom Klimasekretariat der Vereinten Nationen (UNFCCC) wer-
den in der öffentlichen Kommunikation die Begriffe Klimaneu -
tra lität und Treibhausgasneutralität synonym verwendet. Die Eu -
ro päische Kommission hat sich bislang im Zuge der Umsetzung
eben falls für das Synonym entschieden. Die europäischen Mit-
gliedstaaten, auch die deutsche Politik, diskutieren aktuell, mit
welcher Begrifflichkeit sie die Zielsetzung des Pariser Abkommens
in ihre Gesetzgebung übernehmen – und wenn ja, mit welchem
Zieldatum. Dabei fällt auf, dass unterschiedliche Staaten unter-
schiedliche Begrifflichkeiten verwenden wollen – das Vereinigte
Königreich verwendet net-zero emissions.1 Auffällig ist, dass in
Deutschland beide Begriffe in deutlich unterschiedlicher Bedeu -
tung im Umlauf sind.
Im Folgenden fokussieren wir auf Deutschlands (Klima-)Po-
litik. Es geht um Zweierlei, auf unterschiedlichen Ebenen des
föderal verfassten Deutschlands: 
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1. Die Formulierung des Ziels der deutschen Klimapolitik im
deutschen Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG). Dazu gab es wider -
streitende begriffliche Vorstellungen, die in diesem Beitrag
nä her be leuch tet werden.
2. Mit dem KSG wird eine Selbstbindung allein der Bundesebe-
ne im Föderalstaat Deutschland erreicht. Nicht abgedeckt ist
damit das Streben unterer Gebietskörperschaften (Bundeslän -
der, Kommunen) nach eigenen Beiträgen zur Klimaneutrali -
tät – allgemein: im Mehrebenensystem. Zugleich gibt es eine
Stimmung, dass die unteren Gebietskörperschaften aber auch
Wirtschaftsunternehmen, die für ihre Emissionen von deut-
schem Territorium aus (Beispiel Flughäfen) klimaneutral wer-
den wollen oder Beiträge dazu leisten möchten, dies zusätz-
lich zu dem leisten wollen, was der Bund als Minderungsver -
pflichtung übernommen und eh zu leisten habe. Die offene
Frage ist, ob diesem Ansinnen zu entsprechen ist und wie das
(organisatorisch) zu leisten ist.
Im Vorfeld der Klärung dieser beiden Punkte wird zunächst ge-
zeigt, welche begriffliche Entscheidungen auf den politischen
Ebe nen Vereinte Nationen und Europäische Union getroffen wur-
den (Tabelle 1). 
Auf dieser Grundlage diskutiert der Beitrag im ers ten Teil,
welche Hintergründe und praktische Bedeutung die in Deutsch-
land, auf Ebene des Bundes, getroffene Wahl einer unterschied-
lichen Bedeutung und Verwendungsweise der Begriffe „treib-
hausgasneutral“ und „klimaneutral“ hat.
Im zweiten Teil erörtert der Beitrag, wie die Zielsetzung, es
sub-nationalen und nichtstaatlichen Akteuren in Deutschland zu




Das Pariser Klimaschutzabkommen(PA)von 2015 (UNFCCC 2016)
hat entsprechend seinem Artikel 2.1(a) zum Ziel, dass der An-
stieg der globalen Mitteltemperatur im Vergleich zum Niveau vor
der Industrialisierung „deutlich unter 2°C“ gehalten wird und An-
strengungen unternommen werden, den Anstieg sogar auf 1,5°C
zu begrenzen. Das PA konkretisiert auch, was dieses Ziel in Be-
zug auf die globalen Emissionen erfordert: Die weltweiten an-
thropogenen Zu- und Abflüsse von Treibhausgasen in der Atmo-
sphäre sollen in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts wieder
in ein Gleichgewicht gebracht werden.2
Der Ausdruck „Treibhausgasneutralität“ scheint im Kontext
der Verhandlungen zum PAverstärkt aufgekommen zu sein. Im
Abkommen selbst ist weder der Ausdruck noch der Konkurrenz-
begriff „Klimaneutralität“ explizit aufgenommen worden. Statt-
dessen wurde die Beschreibung des Langfristziels in Artikel 4.1
PA, die in den letzten Verhandlungswochen erst eingeschoben
worden ist, in diese Worte gefasst: „[…] so as to achieve a balance
between anthropogenic emissions by sources and removals by
sinks of greenhouse gases in the second half of this century, on
the basis of equity, and in the context of sustainable development
and efforts to eradicate poverty.“
Das wird gelegentlich mit „greenhouse gas (GHG) emissions
neutrality in the second half of the century“ zitiert – also faktisch
mit „Treibhausgasneutralität“, was eine sinngemäße Kurzformel
zu sein scheint. 
Es gibt aber auch die Ebene des „Vermarktens“ von Politik.
Dort ist es üblich, sich von den rechtlich-strikten Begriffen zu
lö sen und eher bildhaft zu argumentieren. Schaut man vor die-
sem Hintergrund bei den Vereinten Nationen nach – nun nicht
mehr im Rechtstext, sondern in mehr der öffentlichen Kommu-
nikation gewidmeten Dokumenten –, dann findet sich dort bei-
spielsweise unter dem Titel Climate neutral now pledge dieses
Statement3: „Science tells us that to avoid the worst effects of cli-
mate change we must reach greenhouse gas (GHG) emission neu -
trality (i. e. climate neutrality) in the second half of the century,
as detailed in the Paris Agreement.“ Das ist eine Sprechweise, die
Synonymie beider Begriffe statuiert.
Europäische Union
Die synonyme Verwendung der Begriffe treibhausgasneutral und
klimaneutral findet sich auch auf EU-Ebene. Die Europäische
Kommission (2018) legte im November 2018 die Mitteilung Ein
sauberer Planet für alle. Eine europäische strategische, langfristige Vi -
sion für eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfähige und klima -
neu trale Wirtschaft vor, in der sie ihre Vision für eine langfristige
Klimapolitik darstellt. „Klimaneutral“ ist vonseiten der Kommis -
sion die zentrale Vokabel zur Fassung ihres 2050-Ziels. Das wur-
de in Reaktion auf das PA so gefasst. Die Kommission verwendet
in ihrer Mitteilung klimaneutral, treibhausgasneutral und „null
Nettoemissionen“ synonym. Die Mitgliedstaaten haben sich die-
ser Sprechweise inzwischen angeschlossen: Am 19. Dezember
2019 beschloss der Europäische Rat, Klimaneutralität bis 2050 als
Ziel für die EU zu befürworten (Europäischer Rat 2019). 
Deutschland
Trotz dieser Vorlagen der EU-Ebene hat Deutschland für seine
eigene Gesetzgebung eine andere Begrifflichkeit gewählt. Am
17. Dezember 2019 trat das KSG in Kraft, also der Rechtstext, der
zukünftig für die Klimapolitik in Deutschland zentral sein soll
(Deutscher Bundestag 2019). Darin heißt es in Paragraf 1 („Zweck
des Gesetzes“): „Zweck dieses Gesetzes ist es, zum Schutz vor
den Auswirkungen des weltweiten Klimawandels die Erfüllung
2 Es wird in der Debatte oft übersehen, dass die Formel net zero emissions = Stopp des Temperaturanstiegs nur für CO2 gilt (oder im weiteren Sinne für alle
langlebigen THGs), nicht für den kompletten „Kyoto-Korb“ zusammen. Bei Letzterem würden rund 97 Prozent genügen, mit 100 Prozent kühlt man den 
Planeten wieder runter – da ist die Formulierung in Artikel 4 des PA fragwürdig (Fuglestvedt et al. 2018).
3 https://unfccc.int/sites/default/files/resource/Climate%20Neutral%20Now_Pledge%20Explained%20%281%29.pdf
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der nationalen Klimaschutzziele sowie die Einhaltung der euro -
päischen Zielvorgaben zu gewährleisten. […] Grundlage bildet die
Verpflichtung nach dem Übereinkommen von Paris aufgrund
der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, […] sowie
das Bekenntnis der Bundesrepublik Deutschland auf dem Kli-
magipfel der Vereinten Nationen am 23. September 2019 in New
York, Treibhausgasneutralität bis 2050 als langfristiges Ziel zu
verfolgen.“4
Und in Paragraf 2 („Begriffsbestimmung“), Nummer 9 heißt
es in fast wörtlicher Übereinstimmung mit dem Ziel, wie es im
PA formuliert worden ist: „Netto-Treibhausgasneutralität: Das
Gleichgewicht zwischen den anthropogenen Emissionen von
Treibhausgasen aus Quellen und dem Abbau solcher Gase
durch Senken […].“ Hier wird „Treibhausgasneutralität“ als Leit-
begriff genommen, analog zum PA. Die Wahl der Begrifflichkeit
ist also, wenn es streng rechtlich wird, konsistent. Und trifft sich
auch mit der Definition dieses Begriffs seitens des Umweltbun-
desamts (UBA) (siehe folgenden Abschnitt).
Im KSG wird der Begriff „klimaneutral“ aber auch explizit ver-
wendet, in anderer Funktion und damit in anderer Bedeutung.
Es geht um die Bestimmung eines weiteren, sehr speziellen Ziels,
des einer klimaneutralen Bundesverwaltung in Paragraf 15, Ab-
satz 1: „Der Bund setzt sich zum Ziel, die Bundesverwaltung bis
zum Jahr 2030 klimaneutral zu organisieren.“ 
„Klimaneutral“ ist aber im KSG nicht definiert. Aus der Erläu -
terung in der Begründung des Gesetzentwurfs (Bundesrat 2019)
ist zu schließen: „Treibhausgasneutralität“ im eigentlichen Sinne,
wie definiert in Paragraf 2 und verwendet in Paragraf 1, soll in
Summe für die gesamte Bundesrepublik erst 2050 erreicht wer-
den. Für sub-nationale Subjekte hingegen soll bereits früher et-
was, was dann mit „Klimaneutralität“ benannt ist, erreichbar sein.
Für die Bundesverwaltung ist das für 2030 als Ziel gesetzt. Die
von der Bundesverwaltung ausgelösten THG-Emissionen sollen
möglichst vermieden werden (die unvermeidbaren Emissionen
sollen ab 2030 vollständig „kompensiert“ werden). 
Wenn die begriffliche Unterscheidung im KSG einen Sinn
hat, so ist daraus zu schließen, dass die Treibhausgasneutralität
Deutschlands im Jahr 2050 eigentlich ohne Zukäufe Dritter zur
Kompensation erreicht werden soll; sie ist somit rein inländisch
gemeint (Luhmann und Sterk 2008), was einem äußerst an-
spruchsvollen Ziel gleichkommt. Die Einführung von „netto-treib -
hausgasneutral“ im Gesetz lässt ein Schlupfloch offen.
Die Position des deutschen Umweltbundesamts
Aufmerksam geworden auf diese interessante Ambivalenz im
Gebrauch eines Schlüsselbegriffs der Klimapolitik sind wir durch
einen Wechsel in der Begriffsverwendung seitens des deutschen
UBA. Ein Check auf der UBA-Website zeigt, dass Publikationen
mit „klimaneutral“ im Titel nur bis etwa 2015/16 zu finden sind
(also etwa bis zur Zeit der Einigung auf das PA). Wer Äquivalen -
tes mit späterem Erscheinungsdatum sucht, muss zum Stich-
wort „treibhausgasneutral“ wechseln.
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Gemeint ist das PA-Ziel.
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tionen, im Übergang; 
und für Sub-Subjekte.
POLITISCHWISSENSCHAFTLICH
4 Ein Vergleich mit dem Wortlaut der Bekenntnis-Rede zeigt allerdings, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel „Klimaneutralität“ versprochen hat: 
www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/rede-von-bundeskanzlerin-merkel-zum-un-climate-action-summit-am-23-september-2019-in-new-york-1674236
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Eine Bitte um Erläuterung der sprachpolitischen Entscheidung
seitens des UBA ergab folgenden Hintergrund und Motivation.
Für das UBA haben die Begriffe „klimaneutral“ und „treibhaus-
gasneutral“ eine dezidiert unterschiedliche Bedeutung. Für die
unterschiedliche Definition beider Begriffe wird Bezug genom-
men auf das Glossar des Special Report des Intergovernmental
Panel on Climate Change (IPCC) Global Warming of 1.5°C (IPCC
2018):
„Climate neutrality: Concept of a state in which human activi -
ties result in no net effect on the climate system. Achieving such
a state would require balancing of residual emissions with emis-
sion (carbon dioxide) removal as well as accounting for regional
or local biogeophysical effects of human activities that, for exam-
ple, affect surface albedo or local climate.
Net zero emissions: Net zero emissions are achieved when an-
thropogenic emissions of greenhouse gases to the atmosphere
are balanced by anthropogenic removals over a specified period.
Where multiple greenhouse gases are involved, the quantification
of net zero emissions depends on the climate metric chosen to
compare emissions of different gases (such as global warming
potential, global temperature change potential, and others, as
well as the chosen time horizon). See also Net zero CO2 emissions,
Negative emissions and Net negative emissions […].“
Der Begriff „treibhausgasneutral“ wurde gegen Ende des ers ten
Jahrzehnts in den Sprachgebrauch des UBA eingeführt, als das
Amt mit der Studie Treibhausgasneutrales Deutschland im Jahr 2015
(UBA 2013) erstmals zeigte, dass eine Energieversorgung voll-
ständig auf Basis erneuerbarer Energien möglich ist. In diesem
Sinne wird dieser Begriff weiter genutzt. Dort, wo breiter gedacht
werden soll, wo die biogeophysikalischen Effekte des erdsystemi -
schen Wandels mit eingeschlossen werden sollen, verwendet das
Amt den Begriff „klimaneutral“. Das UBA stellt demnach auf ei -
ne klimawissenschaftliche Definition ab. Eine Politik, die auf Kli -
maneutralität als Ziel abstellt, hat, so die Implikation, ambiti o -
nierter zu sein als eine Politik, die lediglich auf Treibhausgas-
neutralität als Ziel abstellt.5 Das gilt auch, wenn die Zielstellung
für Sektoren oder Sekundärenergieträger (Luhmann 2020) gewählt
wird.
Klärung und Position seitens der Autoren 
Die Frage ist, ob man mit guten Gründen in dieser begriffs- be-
ziehungsweise sprachpolitischen Konfliktlage entscheiden kann.
Unsere Schlussfolgerung geht wie folgt – und hat zur Vorausset -
zung den Primat klimapolitisch mandatierter Begriffe.
Als Vokabel für die öffentliche Kommunikation ist klimaneu -
tral einerseits seitens des IPCC wissenschaftlich definiert, ande -
rerseits politisch zweimal „besetzt“ worden, einmal als Narrativ
und einmal als rechtlicher Begriff; und das auch noch in deutlich
unterschiedlicher Bedeutung. Das muss zu Verwirrung führen,
insofern mag die hier etwas übergenau erscheinende Klärung
sich gelegentlich als hilfreich erweisen.
Als rechtlicher Begriff wird „klimaneutral“ bisher allein im
deutschen KSG verwendet. Die Kontrastierung zur Verwendung
von „treibhausgasneutral“ im selben Gesetz legt nahe, dass bei-
de Begriffe auf unterschiedliche Systemzustände bezogen sind.
Das Ziel, den anthropogenen Klimawandel zu beenden, bedeu-
tet im Endeffekt einen Zustand mit Netto-Null-Emissionen (treib -
hausgasneutral, ohne Kompensationen aus Drittstaaten, also in-
ländisch). „Klimaneutral“ (in der Verwendung im KSG) ist dage -
gen auf einen Übergangszustand bezogen. Da ist Kompensation
qua Import für das, was nicht autonom erreicht wird, vorgesehen.
Klimaneutral ist zudem, in anderer Bedeutung, die kommu-
nikative Leitvokabel der UNFCCC, die sie in ihrer Öffentlichkeits -
arbeit gleichbedeutend mit Treibhausgasneutralität verwendet.
Auch die EU hält es so. Die EU ist zudem auf dem Wege, Klima -
neutralität als rechtlichen Begriff zu etablieren. In ihrer Mittei-
lung zur Schaffung eines „europäischen grünen Deals“ vom De-
zember 2019 kündigt die Europäische Kommission an, einen Ent-
wurf für ein europäisches Klimaschutzgesetz vorzulegen, in dem
„das Ziel der Klimaneutralität bis 2050 in Rechtsvorschriften ver-
ankert“ werden soll (Europäische Kommission 2019, S. 5). Inso -
fern die Kommission bisher die Begriffe Treibhausgasneutralität
und Klimaneutralität synonym verwendet, ist zu erwarten, dass
das europäische Gesetz Klimaneutralität als Treibhausgasneutra -
lität im Sinne des PA definieren wird. 
Theoretisch wäre auch denkbar, dass das Ziel der Klimaneutra -
lität der Bundesverwaltung im Sinne des IPCC gemeint ist – dann
könnten zusätzlich zu Emissionen auch andere klimawirksame
Effekte wie Aerosole sowie Albedo-Effekte mit eingerechnet wer-
den (einschließlich Geoengineering) (Rogelj et al. 2015). Es er-
scheint aber wenig realistisch, dass eine solche Art von Maßnah -
men für die Bundesverwaltung angedacht ist.
Zusammenfassend gilt zum Sprachgebrauch: „Klimaneutral“
meint im Kontext der strikten Klimapolitik von Territorialstaaten,
wo die Addierbarkeit essenziell ist, etwas völlig anderes, als wenn
Organisationen die Akteure sind und das Postulat der Addierbar -
keit nicht gilt – der eingeführte Sprachgebrauch ist zweideutig,
Missverständnisse sind vorprogrammiert und unausweichlich.
Dennoch sind wir nicht der Auffassung, dass der Sprachgebrauch
differenziert, also für Organisationen geändert werden sollte. Die
Wirksamkeit des Wortes „klimaneutral“ lebt von der Legitimati -
on, die es in der strikten Klimapolitik, unter der UNFCCC, erhal -
ten hat, und würde durch Einführung eines anderen, künstlichen
Begriffs abgeschnürt.
5 Der Unterschied sei an zwei gängigen Beispielen veranschaulicht. Die Klima-
rahmenkonvention stellt als (zu vermeidende) Ursache auf die (Netto-)Emis-
sion“ – von Treibhausgasen – ab. 1. Mitigationsmaßnahmen vor allem 
im Bereich land use, land-use change, and forestry (LULUCF) können (netto) 
Treibhausgasemissionen mindern und zugleich einen gegenläufigen Albedo-
Effekt zeitigen, der in der UNFCCC-Metrik nicht berücksichtigt wird. 2. Flug-
zeuge emittieren Stoffe in großer Höhe. Der womöglich deutlich erhöhte
Klimaeffekt ist abhängig vom Ort der Emission, dessen Lage relativ zur
Grenzschicht zwischen Tropo- und Stratosphäre ist. Dieser lageabhängige 
Effekt ist bei „Treibhausgasneutralität“ ausgeschlossen, da in diesem Begriff
die räumliche Invarianz des Strahlungseffekts einer Emission unterstellt ist.
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Innerhalb der strikten Klimapolitik von Territorialstaaten stellt
sich die Frage nach dem Umgang mit den wohldefinierten un ter -
schiedlichen Begriffen. Auch hier sind wir der Auffassung, dass
mit der begrifflichen Ambivalenz gelebt werden sollte. Strikt in
Bezug auf das PA ist eher „Treibhausgasneutralität“. Dazu auch
„Kli maneutralität“ zu sagen, kann nicht begrifflich gemeint sein,
ist vielmehr eine facon de parler, also ein Weggehen von einer stren-
gen begrifflichen Sprechweise, sei sie rechtlich oder naturwissen -
schaftlich. Das hat den Vorteil, dass der Begriff „klima neutral“,
um den es auch angesichts einer Verkürzung im Rechtstext selbst-
verständlich eigentlich zu gehen hat, gleichsam mitschwingt und
präsent gehalten wird. Bedeutsam ist das im Bereich Luftverkehr,
wo der Anteil der vom UBA (2019, S. 31) soge nannten Nicht-CO2-
Effekte äußerst hoch ist – und all seits offen gelassen wird, ob die-
se Effekte den berichteten THG-Emissionen zugerechnet werden
sollen oder nicht; ob also der vol le Klimaeffekt des Luftverkehrs
zu neutralisieren ist oder ledig lich sein Treibhausgaseffekt.
Wie Klimaneutralität im Mehrebenensystem
Deutschlands erreichen?
Das Thema Klimaneutralität beschäftigt im Kontext des KSG auch
die Akteure der nächsten Stufe im föderalen politischen System
in Deutschland, die Bundesländer. Sie selbst beziehungsweise
Akteure auf ihrem Gebiet sind ebenfalls motiviert, zum Klima-
schutz beizutragen, mit der Perspektive, selbst klimaneutral zu
werden. Die klimapolitische Sitte von UN und EU, auf der jeweils
oberen Ebene des Mehrebenensystems Emissionsziele für die
un tere territoriale Ebene festzulegen, hat in Deutschland auf der
Bundesebene ein Ende gefunden: Die Bundesebene hat keine
Verpflichtungen für die unteren Ebenen formuliert – alle Leis -
tun gen auf den unteren Ebenen sind daher freiwillig. 
Nun ist die Lage so: Die Länder und die Akteure, für die die
Län der eintreten, wollen, dass ihre freiwilligen Leistungen „addi -
tiv“ zu den Leistungen sind oder sein können, zu denen der Bund
verpflichtet ist. In einem Beschluss der Umweltministerkonfe-
renz (UMK 2018) vom 8. Juni 2018 (TOP 15) findet sich dieser
Anspruch formuliert.
Die Bundesländer, die sich Ziele zur Reduktion der THG-
Emissionen in der eigenen Landesverwaltung hin zur Klimaneu -
tralität gesetzt haben, möchten auch inländische Kompensations -
maßnahmen einsetzen können, deren Wirksamkeit sicherstellen
und Doppelzählungen ausschließen. Auch plädieren sie für einen
organisatorischen Rahmen für bürgerschaftliches und unterneh -
merisches Engagement, der die Zusätzlichkeit der Reduktion von
THG-Emissionen sicherstellt und belegbar macht. Kritisch sind
hierbei insbesondere zwei Aspekte:
Doppelzählungen müssen vermieden werden. Dem Bund
werden von der EU im Bereich der Klein-Emittenten, in der
Cli mate Action Regulation6, begrenzte Emissionsfreirechte ent-
>6 https://ec.europa.eu/clima/policies/effort/regulation_en
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sprechend dem Emissionsminderungsziel zugeteilt, zu dem
sich die Bundesrepublik verpflichtet hat. Am Ende der Abrech -
nungsperiode muss Deutschland für alle Emissionen, die von
seinem Territorium ausgegangen sind, bei der EU Emissions -
rechte vorlegen. Klimaschutzprojekte auf deutschem Territo -
ri um vermindern also die Menge an Emissionsrechten, die
die Bundesregierung am Ende der Abrechnungsperiode vor-
legen muss. Wenn nun das Projekt Gutschriften für seinen
Minderungserfolg erhält, wird ein und dieselbe Minderung
doppelt gezählt, sowohl zugunsten des Bundes als auch zu-
gunsten des Projekts.
Es muss sichergestellt sein, dass die Emissionsreduktionen
zusätzlich zu denen sind, die durch die Maßnahmen des Bun -
des ohnehin erzielt worden wären. Andernfalls würden dem
Projekt Gutschriften ausgestellt, ohne das die deutsche Ver-
pflichtung gegenüber der EU im entsprechenden Maß vermin -
dert würde.
Die Lösungsoption zur Vermeidung von Doppelzählungen
Inzwischen liegt zu diesem Sachverhalt ein Rechtsgutachten vor,
das vom Bund in Auftrag gegeben wurde (von Unger 2018, siehe
auch den Verweis bei Huckestein 2020). Laut Gutachten besteht
nur eine Option, um Doppelzählungen zu verhindern: Für jede
Gutschrift für Emissionsreduktionen, die in Deutschland von
Kompensationsprojekten erzielt werden, muss Deutschland im
entsprechenden Umfang europäische Emissionsrechte löschen.
Diese Option ist für den Bund mit einem administrativen Auf-
wand verbunden – er hat einem Antrag vonseiten lokaler/regio -
naler Klimaschutzprojekte auf seinem Territorium zuzustimmen,
und das wird er nur tun, wenn erwiesen ist, dass das Projekt tat-
sächlich eine zusätzliche Emissionsreduktion erzielt, die über das
hinausgeht, was durch die Maßnahmen des Bundes ohnehin an
Reduktionen erzielt worden wäre. Das erfordert ein ausgefeiltes
Definitionsgerüst und entsprechende Prüfungen. 
Im aktuellen klimapolitischen Kontext in Deutschland vermag
diese Option aber noch weit kostenträchtiger für den Bund er-
scheinen. Vermutlich wird der Bund mit dem ihm von der EU
kostenlos zugewiesenen Volumen an Emissionsrechten nicht
auskommen, sodass er Emissionsrechte zukaufen muss (Gores
und Grai chen 2018). Vor diesem Hintergrund wird es dem Bund
schwerfallen, von den für ihn knappen frei zugeteilten Emissions -
rechten auch noch welche für Kompensationsprojekte stillzule-
gen.Von der Grundidee her wäre dies zwar ein Nullsummenspiel,
da Deutschland entsprechend der erzielten Emissionsreduktion
auch weniger Emissionsrechte an die EU abführen müsste. Dies
gilt allerdings nur, wenn diese Emissionsreduktionen wirklich
zusätzlich sind. Es lässt sich allerdings nicht einfach feststellen,
ob ein Projekt wirklich zusätzlich ist. Im Rahmen des Clean De-
velopment Mechanism (CDM) des Kyoto-Protokolls ist hierzu ein
umfangreiches Prüfverfahren entwickelt worden; dennoch kom-
men wissenschaftliche Studien zu dem Schluss, dass vermutlich
ein hoher Anteil der unter dem CDM durchgeführten Projekte
nicht wirklich zusätzlich war (Cames et al. 2016, Schneider 2009,
Spalding-Fecher et al. 2012). 
Das vom Bund in Auftrag gegebene Gutachten schlägt zwei
Optionen vor, um diesem Risiko zu begegnen:
1. Der Kreditierungszeitraum, innerhalb dessen einem Projekt
Minderungsgutschriften ausgestellt werden, wird enger gefasst
als die eigentlich faktisch zu erwartende Dauer von dessen Min-
derungswirkung – die Emissionsminderungen nach Ablauf
des Kreditierungszeitraum kommen dem Bund zugute.
2. Die Löschung von Emissionsrechten wird mit einer bestimm-
ten Diskontierung vorgenommen: Es werden beispielsweise
70 Prozent gelöscht und dem Projekt als Gutschrift ausge-
stellt, 30 Prozent der Minderung hingegen gelten als Minde -
rungsleistung des Bundes. 
Es besteht somit in Deutschland die Chance, einen Rahmen für
Klimaschutzprojekte zu schaffen, der die Möglichkeit von Zusätz -
lichkeit angemessen regelt. Ob dieses Vorgehen allerdings ange -
sichts der erheblichen Kosten für den Bund auch erfolgreich sein
wird, ist noch offen. 
Fazit
Die deutsche und europäische Politik befinden sich derzeit im
Prozess der Klärung ihrer klimapolitischen Langfristziele. Wäh-
rend auf der Ebene der UN und der EU entschie den wurde, die
Begriffe Treibhausgasneutralität und Klimaneutralität weitgehend
synonym zu verwenden, klaffen die Bedeutungen beider Begrif-
fe in Deutschland in ihrer rechtlichen Verwendung weit ausein-
ander. Im deutschen KSG wird Treibhausgasneutralität als Ziel
gemäß dem PA für Deutschland formuliert, Klimaneutralität
hingegen als Ziel für die Bundesverwaltung. Dabei wird Treib-
hausgasneutralität im Gesetz explizit definiert, Klimaneutralität
jedoch nicht. 
Wir gehen davon aus, dass es sich hier nicht um einen „Be-
triebsunfall“ in der Gesetzgebung handelt, sondern dass die
Wahl einer unterscheidenden Begrifflichkeit auch einen Sinn hat,
Die Wirksamkeit des Wortes „klimaneutral“ lebt von der Legitimation, 
die es in der strikten Klimapolitik erhalten hat, und würde durch Einführung 
eines anderen, künstlichen Begriffs abgeschnürt.
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der nicht expliziert ist. Die Kontrastierung der beiden Begriffe im
KSG legt nahe, dass die beiden Begriffe auf unterschiedliche
Systemzustände bezogen sind. Wir nehmen an, dass das Ziel der
Treibhausgasneutralität mit Blick auf den Endzustand gedacht ist
und deshalb ohne Kompensationen durch Zuführung von Emis-
sionsrechten aus Drittstaaten gemeint ist – also als Abweisung
von net-zero (emissions). Dagegen verwendet das KSG Klimaneu -
tralität im Sinne eines sich wandelnden Zustands und sieht
Kompensation qua Importe für das vor, was nicht autonom er-
reicht wird.
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